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ung 


des Großherzogthums Poſen. 


Im Verlage der Hof-Buchdruckerei von W. Decker K Comp. Redakteur: 


G. Müller. 


Dienſtag den 7. Mai. 


Inland. 


Berlin den 3. Mal. Se. Majeſtät der König 
haben Allergnädigſt geruht: Die Wahl des bisheri⸗ 
gen Landesälteſten, Landraths von Ohneſorge 
auf Bremenhain zum Direktor der Görlitzer Fürſten⸗ 
thums⸗Landſchaft für den Zeitraum von Weihnach⸗ 
ten 1843 bis dahin 46 zu beſtätigen; den bisheri⸗ 
gen Oberlehrer Deinhardt am Gymnaſium zu 
Wittenberg zum Direktor des Gymnaſtums zu Brom⸗ 
berg zu ernennen. 


Dem Oberlehrer Schönborn an dem Königl. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Gymnaſtum in Pofen ift das 
Prädikat „Profeſſor“ verliehen worden. 


Se. Excellenz der Geheime Staatsminiſter, Graf 


zu Stolberg⸗ Wernigerode, iſt nach Danzig, 
und Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Rath und 
Ober⸗Präſident der Provinz Pommern, v. Bonin, 
nach Leipzig abgereiſt. 


Die Voſſiſche Zeitung enthält in einer ihrer 
neueſten Nummern folgenden Artikel, der durch das 
Erkenntniß des Ober-Cenſur-Gerichts zum Druck 
verſtattet wurde: 

Berlin. — Wir ſind es bereits ſeit länger ge⸗ 
wohnt, in dem Herrn Juſtiz⸗ ⸗Miniſter Mühler 
einen Staatsmann zu ehren, der den Widerſpruch 
nicht bloß erträgt, ſondern ſich auch beantwortend 
auf ihn ein einläßt, und dadurch zu einem gegen⸗ 
ſeitigen Verſtändniß beizutragen ſucht. Je mehr 

wir dies anerkennen, um ſo weniger wollen wir 
eine Gelegenheit zur genauern Erörterung vorüber 
gehen laſſen, bei der ſich uns allerdings mehr als 
ein gewichtiger Zweifel aufdrängt, — W „ des 


ren zufriedenſtellende Löſung wir im Intereſſe des 
ganzem Deutſchen Vaterlandes ſehnlichſt herbeiwün⸗ 
ſchen. Es handelt ſich um die Verfügung des Ju⸗ 
ſtizminiſters vom 6. Febr., der zufolge allen Ju⸗ 
ſtizbeamten der Monarchie die Theilnah- 
me an der bekannten Mainzer Advoka⸗ 
ten⸗Verſammlung unterſagt iſt. 

Wir hätten, offen geſtanden, Alles eher erwar⸗ 
tet, als einen ſolchen Schritt. Nachdem der Auf⸗ 
ruf zu dem Projekte mit ungetheiltem Enthuſtasmus 
aufgenommen war, nachdem die inländiſche Preſſe 
das Vorhaben auf das Vielſeitigſte und Ungehemm⸗ 
teſte beſprochen, die Heſſiſche Regierung die Erlaub⸗ 
niß zur Vereinigung in ihrem Staat ertheilt, end⸗ 
lich das Mainzer Comité bereits feine Einladung 
erlaſſen hatte und das allgemeine Vertrauen auf die 
zu erzielenden Reſultate ſich täglich kräftigte — da 
ſchien man eine ſolche allgemeine Provibitivmaß regel 
am wenigſten zu beſorgen. Deſſenungeachtet iſt fie 
erfolgt und es bleibt nunmehr der Preſſe nichts An⸗ 
deres übrig, als die Motivirung des Verbotes in 
Betracht zu ziehen und wenn ihr diefe ungenügend 
erſcheinen ſollte, um Belehrung, ſonſt aber um 
Zurücknahme oder entſprechende Modiſizirung jener 
Maßregel zu bitten. 

Zunächſt fragt es ſich kurz nach dem Inhalt der 
von dem Juſtizminiſter erlaſſenen Verfügung. Der 
Miniſter geht von dem Geſichtspunkte aus, daß die 
einzelnen Bundesſtaaten ſelbſtſtändige unabhängige 
Staaten bildeten und daß daher eine Aenderung des 
beſtehenden Rechtszuſtandes in jedem einzelnen Bun⸗ 
desſtaat nur im Wege der in demſelben geltenden 
verfaſſungsmäßigen Normen geſchehen könne. Hier⸗ 
aus ergebe ſich, daß weder die Preußiſchen Anwälte, 
noch ihre Deutſchen Amtsbrüder einen Beruf dazu 
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hätten, für die Herſtellung Deutſcher Einheit im 
Recht und Rechtsverfahren zuſammenzuwirken, viel- 
mehr die Vorſorge lediglich den Bundesregierungen 
und bei uns Sr. Majeſtät dem Könige zu überlaſ⸗ 
fen fei. Der Beruf der Preußiſchen Juſtiz-Kom⸗ 
miſſarien und Notare ſei in dem 7. Titel des drit⸗ 
ten Theiles der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
ausführlich erörtert; auf dieſe geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften beſchränke ſich ihre amtliche Wirkſamkeit, 
auf dieſe Vorſchriften könnten ſie daher auch nur 
verwieſen werden. Endlich bezieht ſich der Mini⸗ 
ſter auf das Edikt vom 20ſten Oktober 1798 we— 
gen Verhütung und Beſtrafung geheimer Verbin⸗ 
dungen, insbeſondere auf den §. 2.: „Wir erklä⸗ 
ren daher für unzuläſſig und verbieten hierdurch 
Geſellſchaften und Verbindungen 1) deren Zweck, 
Haupt⸗ oder Nebengeſchäft darin beſteht, über ges 
wünſchte oder zu bewirkende Veränderungen in der 
Verfaſſung oder in der Verwaltung des Staats oder 
über die Mittel, wie ſolche Veränderungen bewirkt 
werden könnten, oder über die zu dieſem Zweck zu 
ergreifenden Maßregeln, Berathſchlagungen, in 
welcher Abſicht es ſei, anzuſtellen ꝛc.“ Unter dies 
Geſetz falle auch der klar angegebene Zweck der 
Mainzer Advokatenverſammlung und ſomit müſſe 
den Preußiſchen Juſtizbeamten ſowohl die Theilnahs 
me daran, wie auch jede vorbereitende Verſammlung 
unterſagt werden. — a 

Um die Anſichten des Herrn Juſtizminiſters mit 
der erforderlichen Gründlichkeit zu prüfen, ſcheinen 
zwei Standpunkte erforderlich; einmal der recht 
liche auf die Preußiſchen Geſetze ſich ſtützende, dann 
der diplomatiſche auf allgemeine, ftaatspoliti- 
ſche Verhältniſſe ſich beziehende. 

Erwägen wir zuerſt die Rechtsfragen, ſo iſt es 
keinem Zweiſel unterworfen, daß, wie der Herr 
Miniſter erörtert, eine Veränderung des beſtehenden 
Rechtszuſtandes in jedem einzelnen Bundesſtaate nur 
im Wege verfaſſungsmäßiger Normen geſchehen könne. 
Eben ſo gewiß iſt, daß die Anwälte keinen Beruf 
haben, für die Einheit im Deutſchen Recht zuſam⸗ 
men zu wirken und daß ihre amtliche Wirkſamkeit 
ſich lediglich auf die Vorſchriften der Gerichts-Ord⸗ 
nung beſchränkt, alſo auf Führen von Prozeſſen, 
Rathgeben bei juriſtiſchen Angelegenheiten und Auf⸗ 
nahme von Handlungen freiwilliger Gerichtsbarkeit. 
Was ſolgt aber daraus? Etwa daß ſie ſich um 
gar nichts Anderes zu bekümmern hätten? Unmög⸗ 
lich, da einestheils der Staat ſelbſt noch manches 
Andere, namentlich eine wiſſenſchaftliche Fortbildung 
von ihnen verlangt, anderntheils Niemand behaup⸗ 
ten wird, daß die Gerichtsordnung überhaupt alle 
ihre Funktionen regulire. Vielmehr folgt daraus, 
daß alle anderweitige Thätigkeit eine außeramt⸗ 
liche, eine nicht ſowohl den Staatsdiener, als 


vielmehr den Staatsbürger angehende iſt. Man 
wird alſo aus jenen amtlichen Verhältniſſen heraus 
den Preuß. Anwälten wenigſtens niemals verbieten 
dürfen, an einer wiſſenſchaftlichen Fortbil⸗ 
dung des Rechts Theil zu nehmen, mögen ſie dieſe 
in einer Verſammlung mit dem Munde, oder in 
der Literatur mit der Feder verfolgen wollen; man 
wird nur ſagen können, fie betrieben dergleichen 
nicht als praktiſche, ſondern als theoretiſche Ju- 
riſten. Allein wenn man dies feſthalten und dar⸗ 
nach im Allgemeinen die Beſugniß bezweifeln möchte, 
die Preuß. Rechtsanwälte von einer Advokatenver⸗ 
ſammlung auszuſchließen, ſo tritt jetzt hinſichts der 
Mainzer eine andere Rückſicht ein: der Miniſter be⸗ 
hauptet, die erklärten Zwecke jener Verſammlung 
ſtellten dieſelbe unter das Edikt vom 20. Oktober 
1798. Wie ſteht es alſo hiermit? — Wir glau- 
ben uns nicht zu irren, wenn wir eine Anwendung 
jenes Geſetzes für ganz unzuläſſig erachten. Be= 
kanntlich iſt dies Geſetz in hiſtoriſch eigenthümli⸗ 
chen Verhältniſſen erlaſſen und führt mit Rückſicht 
auf dieſelben ausdrücklich die Rubrik: „Edikt wegen 
Verhütung und Beſtrafung geheimer Verbindun⸗ 
gen“. Eine bloße Verſammlung aber, deren Zu— 
ſammentritt, deren Zweck und Pläne bereits Mo⸗ 
nate lang von der geſammten Deutſchen Preſſe ven⸗ 
tilirt ſind, eine öffentlich auftretende Verſamm⸗ 
lung, wird man gewiß weder eine „geheime“, noch 
überall eine „Verbindung“ nennen! Iedoch 
noch entſchiedener widerſpricht der Inhalt des Geſez— 
zes ſelbſt, wenn es nur ſolche Geſellſchaften und 
Verbindungen verbietet, deren Zweck, Haupt- oder 
Nebengeſchäft darin beſteht, über gewünſchte, oder 
zu bewirkende Veränderungen in der Verfaſſung 
oder in der Verwaltung des Staats Be⸗ 
rathſchlagungen anzuſtellen. Hierzu gehört ſicher 
keine Veſprechung über rechtswiſſenſchaftliche Stoffe, 
bei der es unmöglich auf eine Unterſuchung über 
Vertheilung und Vereinigung der Majeſtätsrechte 
(d. h. Verfaſſung) oder über Einrichtung und Ve— 
fugniffe der Behörden (d. h. Verwaltung) hinaus⸗ 
kommen kann. Die Mainzer Advokatenverſamm— 
lung iſt weiter gar nichts, als ein Congreß von 
Juriſten, die ſich über ihre Wiſſenſchaft gegenſeitige 
Mittheilungen machen wollen und ſteht auf gleicher 
Linie mit den vielfältigen Verſammlungen der Na⸗ 
turforſcher, Landwirthe, Forſtmänner, Philologen 
u. f. w. Den Letzteren allen hat man eben ſo we— 
nig jemals Schwierigkeiten in den Weg gelegt, als 
der neulichen, von zahlreichen Preußen beſuchten 
Verſammlung der Induſtriellen in Leipzig, obſchon 
hier ausführliche Verathungen über praktiſche Zoll- 
angelegenheiten (worunter man doch weit eher Ver⸗ 
änderungen in der Verwaltung des Staats ſehen 
könnte) gepflogen wurden. Es bedarf nicht der 
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Bevorwortung, daß die Regierung fehr weile ge⸗ 
handelt hat, dort die Dinge ihren ruhigen Gang 
gehen zu laſſen, um ſo weniger aber begreifen wir 
das neueſte Abweichen des Herrn Miniſters von je⸗ 
nen Prinzipien. (Schluß folgt.) 


Berlin. — Der König hat kürzlich bei einer 
gewährten Begnadigung eine ebenſo geiſtvolle als 
paſſende Klauſel eingefügt. Ein Stempelſchneider 
in einer Stadt der Provinz Sachſen hatte, auf Bes 
ſtellung des Sohnes eines Dorfſchulzen, das Siegel 
des betreffenden Dorfgerichts gefertigt. Der Sohn 
des Schulzen benutzte das alſo erworbene Siegel zu 
betrügeriſchen Zwecken und Fälſchungen, worauf, 
in Folge der angeſtellten Unterſuchung, auch der 
Stempelſchneider zu dreimonatlicher Einſperrung ver— 
urtheilt wurde. Da diefer Inculpat im guten Glau⸗ 
ben gehandelt und für ſein ſonſtiges Wohlverhalten 
genügende Zeugniſſe beigebracht hatte, ſo erließ ihm 
der König die Strafe, jedoch mit der ausdrücklichen 
Maßgabe, daß, wenn er wiederum peinlich verur⸗ 
theilt würde, er die ihm erlaſſene Haft nachbüßen 
müſſe. 


Berlin — Bekanntlich beabſichtigt und verfolgt 
man verſchiedene Maßregeln zur Erweckung und 
Stärkung einer größeren Kirchlichkeit. Eins der ges 
ſündeſten Mittel, das Anſchen der Kirche und die 
Würde der Geiſtlichkeit wirklich zu fördern, ſoll jetzt 
amtlich vorgeſchlagen und zur Berathung gekommen 
fein, nämlich die Emancipation des geiſtli⸗ 
chen Standes von den Geldeinziehungen 
für geiſtliche Dienſtleiſtungen: Taufen, Con⸗ 
firmationen, Trauungen und Begräbniſſe, auch Auf— 
hebung der noch in vielen Gegenden beſtehenden Ma⸗ 
terial-Lieferungen an Geiſtliche. Ich theile 
dies natürlich bloß als Gerücht mit, das ich deshalb 
für nicht unbegründet halte, weil es längſt drin⸗ 
gendes Bedürfniß geworden, die Kirche und ihre 
Diener von dieſen entwürdigenden Geldeintreibungen 
zu befreien. Eine ähnliche Emancipation ſoll be⸗ 
kanntlich dem Richterſtande bevorſtehen. Die 
Geiſtlichen ſtellen ſich an die Wiege des Gebornen, 
wie an die Wiege des Geſtorbenen — die Bahre, 
und begleiten alle wichtigen Schritte des Lebens. Das 
iſt gewiß vom religiöſen Standpunkte aus ganz zweck⸗ 
gemäß, und erhebt und tröſtet und führt den Be⸗ 
trachtenden zu Herzen, daß ſie nicht von diefer Welt 
allein ſeien; aber man überzeuge ſich durch Erfah⸗ 
rung im Volke, wie die Geldgebühren für geiſtliche 
Dienſtleiſtungen das geiſtige und geiſtliche Wirken 
beinträchtigen oder ganz zerſtören. Es wird von 
allen Seiten nothwendig erſcheinen, dieſe Emanci⸗ 
pation der Geiſtlichen zu erwirken, wenn wirklich 
das Anſehen der Geiſtlichen und kirchlicher Sinn ge⸗ 


kommen vom Staate beſoldet werden, 


weckt und erhöht werden ſoll. Wahrſcheinlich wird 
man darüber einig werden, daß der geiſtliche Stand 
durchaus als Beſtandtheil des Staates betrachtet und 
alle Geiſtlichen im Ganzen vom Staate beſoldet were 
den. Da liegt denn nicht fern, daß auch die Rechts- 
Beamten von der Geldverwaltung befreit und volle 
um Diener 
der Gerechtigkeit zu ſein. 

Berlin. — Bei dem außerordentlichen Intereſſe, 
welches das Eiſenbahnweſen erregt, dürfte die vom 
Lieutenant von Malinowski im Berliner Gewerbe-, 
Induſtrie- und Handelsblatt gegebene Ueberſicht des 
gegenwärtigen Standes der Deutſchen Eiſenbahnen 
ſehr zeitgemäß ſein. Nach derſelben befinden ſich in 
Deutſchland fertige Eiſenbahnen 32, im Bau bes 
griffene 18, und projektirte Eiſenbahnen, deren 
Ausführung als finanziell geſichert bezeichnet wird, 
gegen 40. Von letztern umfaßt die Berlin-Königs⸗ 
berger Eiſenbahn die längſte Strecke. Man ſoll ſich 
für deren Linie von Berlin über Küſtrin, Lands⸗ 
berg, Drieſen, Schneidemühl, (o weh!) Marien⸗ 
werder, Elbing und Braunsberg beſtimmt haben. 
Oberhalb der Nogat ſoll die Bahn auf einer maſſi⸗ 
ven Brücke die Weichſel überſchreiten. Es ſtehen 
dabei Zweigbahnen von Küſtrin (2) nach Poſen, von 
Schneidemühl nach Stargard, von Nakel nach Brom⸗ 
berg und von Mewe nach Danzig in Ausſicht. — 
Viele hieſige reiche Fabrikanten und Handwerker ſind 
nach Paris gereiſt, um die große Induſtrie-⸗Ausſtel⸗ 
lung in Augenſchein zu nehmen und dadurch nicht 
nur ihre Erfahrungen zu bereichern, ſondern auch 
etwaige neue Gegenſtände nach unſerm Vaterlande 
zu verpflanzen. — Es iſt höhern Orts mißfällig be⸗ 
merkt worden, daß die Herren Offiziere die Mützen 
ſich nicht nach Vorſchrift anſchaffen, weshalb ein 
Armeebefehl erlaſſen wurde, die Mützen vom Iſten 
Juni ab vorgeſchriebenermaßen zu tragen. 

(Bresl. Z.) 

Königsberg den 26. April. In dieſen Tagen 
überreichte der Ober-Bürgermeiſter Krah unſerm 
hochverehrten Mitbürger, dem Herrn Staatsmini⸗ 
ſter v. Schön im Auftrage des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung von Breslau das 
Diplom, durch welches die Stadt Breslau „dem 
Freunde des Volkes und der Freiheit“ 
das Ehrenbürgerrecht „als Zeichen ehrfurchts⸗ 
voller Dankbarkeit für unvergängliche Verdienſte in 
fünfzigjährigem Wirken ertheilt hat. Die kalligra⸗ 
phiſch mit vieler Kunſt ausgeführte Urkunde war in 
einer geſchmackvoll verzierten Bronze-Säule, an 
welcher die Wappenſchilder Breslaus prangen, ein⸗ 
geſchloſſen. Das Bild der Freiheit, eine weibliche 
Figur aus Silber, thront auf der Spitze der Säule 
und bezeichnet die Idee, welche den treuen Vaters 
landsfreund in feinem thatenreichen Leben ſtets er— 
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füllt hat; eine zerbrochene Sklavenkette unter dem 
linken Fuße und eine Rolle, welche das Datum 
„den 19. Novbr. 1808“ trägt, in der linken Hand 
der Freiheit erinnern an die Hauptmomente jener 
denkwürdigen Zeit, in der großartige Reformen un⸗ 
ſerm Vaterlande einen neuen ſchönen Morgen ver- 
ſprachen, an die Aufhebung der Erbunterthänigkeit 
und an die Verleihung der Städteordnung, Refor— 
men, welche jedem wahren Freunde ſeines Volkes 
den Namen Schön zum Gegenſtande der dankbar⸗ 
ſten Verehrung machen. (Königsb. Z.) 


Ausland. 


Deutſchland. 

Aus Baiern. — In einer neulichen Mit⸗ 
theilung über die jüngſte Königliche Verordnung, 
die Zuziehung des Militairs zum Gottesdienſte be⸗ 
treffend, habe ich die Anſicht geäußert, daß durch 
dieſelbe die vielbeſprochene Kniebeugungsfrage gelöſt, 
und die Beſchwerde des proteſtantiſchen Religions⸗ 
theils vollſtändig gehoben ſei. Durch genaue Er⸗ 
kundigungen habe ich mich jedoch von der Unhalt— 
barkeit dieſer Behauptung überzeugt, und muß die⸗ 
felbe nun dahin modiſiziren, daß auch nach jener 
Verordnung noch Fälle vorkommen können, wo der 
proteſtantiſche Soldat zur Verrichtung der fraglichen 
Ceremonie durch den Dienft verpflichtet wird. Na⸗ 
mentlich kann dies bei Prozeſſtonen, bei der Bil⸗ 
dung von Spalieren während religiöfer Feierlichkei— 
ten und bei dem Wachtpoſtendienſte eintreten. Zwar 
hat die Verordnung das Anſtößige dadurch zu heben 
geſucht, daß ſie die religiöſen Verrichtungen in die— 
fen Fällen als bloße Dienſtesſache bezeichnet; bekannt— 
lich war man aber ſchon früher bemüht, die ganze 
Frage auf dieſen Standpunkt zu ſtellen, nämlich 
die Kniebeugung als ein lediglich militairiſches Ma- 
növer ohne innere Bedeutung für den Diſſentirenden 
erſcheinen zu laſſen, ohne daß die proteſtantiſche Par- 
tei ſich damit zufrieden gegeben und in ihrem Gewiſſen 
für beruhigt erklärt hätte. Es läßt ſich daher auch 
jetzt vorausſagen, daß die Kontroverſe trotz der 

erordnung fortdauern und bei geeigneter Gelegen⸗ 
heit abermals in andern Räumen als in den Spals 
ten der Journale zur Beſprechung kommen wird. 

(Aachn. Ztg.) 

Aus dem Königreich Sachſen, im April. 
Der Abgeordnete von Watzdorf, welcher ſchon frü— 
her ſeinen Wählern, der Voigtländiſchen Ritter 

ſchaft, in einem kleinen Schriftchen über feine Theil— 
nahme an den ſtändiſchen Verhandlungen Rechen⸗ 
ſchaft zu geben ſuchte, hat dies auch in Bezug auf 
den letzten Landtag wiederholt und diesmal das 
Adorfer Wochenblatt zum Organ gewählt. 
Das Sendſchreiben behandelt hauptfächlich feine 


Theilnahme an den ſtattgefundenen Debatten über 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Strafverfah- 
rens und die Angelegenheiten der Preſſe. 

Im übrigen aber können die Konſervativen ſich 
durch die offene Erklärung des von Watzdorf nur 
darin beſtärkt finden, daß die Stufenleiter der 
Neuerer erſt zur conſtitutionellen Verfaſ— 
fung, dann zur Oeffentlichkeit und Münd⸗ 
lichkeit der Rechtspflege, dann zu den 
Schwurgerichten und endlich zur Ochlokratie 
führe. (Allg. Pr. Ztg.) 

Dresden den 1. Mai. Glaubwürdigem Ver⸗ 
nehmen nach beabſichtigen Se. Majeſtät der König, 
einen Beſuch am Hofe Englands abzuſtatten, und 
die Reiſe dahin zu Ende dieſes Monats anzutreten 

Die Freunde der Oeffentlichkeit und Mündlich— 
keit des Strafverfahrens haben, für die beabſich⸗ 
tigte Sendung eines Gleichgeſinnten in die Länder 
des öffentlichen Verfahrens, eine Summe von 
1688 Rthlr. aufgebracht und den hierzu auserſehe⸗ 
nen Landtags = Abgeordneten Braun, vor dem 
Antritt der ihm vom öffentlichen Vertrauen über⸗ 
tragenen Reiſe, zu einem ihm zu Ehren am 5. Mai 
d. J. zu Leipzig zu veranſtaltenden Feſtmahle ein— 
geladen. 

Frankreich. 

Paris den 28. April. Nach einem Beſchluſſe 
des Königs wird der Contre-Admiral Hamelin, der 
an die Stelle des Contre-Admirals Dupetit⸗Thou⸗ 
ars ernannte Befehlshaber der Franzöſiſchen Marine⸗ 
Station in Oceanien, feine Flagge auf der Fre— 
gatte „Virgine“ aufpflanzen. 

Die Gazetta du Languedoc berichtet von 
Verhaftungen, die zu Toulouſe ſtattgefunden, und 
die mit der Entdeckung einer Militair⸗Verſchwö⸗ 
rung im Zuſammenhange ſtänden. 

Aus Rive⸗de⸗Gier wird gemeldet, daß die Gru— 
benleute allmälig wieder an die Arbeit gehen. 

In der geftrigen Sitzung der Pairs-Kammer 
zog der Präſident, Baron Pasquier, zuerſt 
durchs Loos die große Deputation, welche am 1. 
Mai die Glückwünſche der Pairs-Kammer dem Kö⸗ 
nige zu ſeinem Namenstage darbringen ſoll. Dann 
wurde die Diskuſſton über das Geſetz, den Se: 
kundär⸗ Unterricht betreffend, fortgeſetzt. Der 
Marquis von Gabriac verwirft die Zulaſſungs⸗ 
Jury, die ihm nicht hinreichende Garantieen der 
Unabhängigkeit darzubieten ſcheint. Auch erhebt er 
fi dagegen, daß man ein Certiſikat über gemachte 
Studien verlange, da die beſtandene Prüfung für 
das Bakkalaureat, ſeiner Anſicht nach, hinreichend 
iſt. Er unterzieht dann die Hauptbeweggründe ei⸗ 
ner Prüfung, die in dem Kommiſſtons⸗ Berichte 
auseinandergefegt find, geht auf deren Erörterung 
ein und ſucht fie zu bekämpfen. Er ſchließt feine 
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Rede mit der Erklärung, daß er gegen das Geſetz 
votiren werde, weil es eine Beeinträchtigung der 
Freiheit enthalte. Herr Lebrun dagegen, der 
nach ihm das Wort ergriff, iſt mit allen Veſtim⸗ 
mungen des Geſetzes einverſtanden. Daſſelbe heilige 
nach ſeiner Ueberzeugung das Prinzip, das 1830 
aufgeſtellt und von den drei Staatsgewalten aner⸗ 
kannt worden ſei. Dieſes Geſetz ſei gewiſſermaßen 
ein zweites Befeſtigungsgeſetz. Das erſte habe den 
Schutz der materiellen Intereſſen, den der Monar⸗ 
chie und der Inſtitutionen des Landes bezweckt; 
dieſes aber ſei eine moraliſche Sicherheitswache, 
gleichſam ein Wall, beſtimmt zum Schutze der 
Juli⸗Monarchie. Antwortend auf einen Vorwurf 
des Grafen von Montalembert, ſtellt der Redner 
in Abrede, daß der Religions⸗Unterricht in den 
Colleges vernachläſſigt werde; er führt insbeſondere 
das Collége Louis le Grand an, wo die Zöglinge 
eine möglichſt religiöſe Erziehung erhalten. Der 
Redner geht nun weiter der Reihe nach die verſchie⸗ 
denen Einwürfe durch, welche die Widerſacher des 
Geſetzes gegen daſſelbe vorgebracht hatten, und wie⸗ 
derlegt ſie. Das Geſetz, ſagt er, verwirkliche eine 
Verheißung der Charte, es proklamire die Freiheit, 
aber eine durch präventive und repreſſive Beſtim⸗ 
mungen begränzte Freiheit, denn die Charte habe bei 
Proklamirung der Freiheit keinesweges die Anarchie 
proklamiren wollen. Die Diskuſſion wurde noch 
nicht zu Ende gebracht. 

Paris den 29, April. Am eifrigfien für voll⸗ 
ſtändige Unterrichts-Freiheit ſprach vorgeſtern in 
der Pairs-Kammer, vom religiöſen Geſichts⸗ 
punkte aus, Graf Montalembert, in welchem 
bekanntlich der Klerus in ſeinem Streit mit der 
Univerſität einen unermüdlichen Kampfgenoſſen ge⸗ 
funden hal. Der junge Pair iſt ein Mann von 
Talent und Geiſt, und auch die Gegner ſeiner An⸗ 
ſichten laſſen feiner, glänzenden Beredtſamkeit alle 
Gerechtigkeit widerfahren. Diesmal war ſeine Rede 
ein völliges Kriegs-Maniſeſt; er bekämpfte und 
verwarf Alles in dem beſtehenden und vorgeſchlage⸗ 
nen Unterrichts-Syſteme. Sein Ziel iſt ganz un⸗ 
beſchränkte Freiheit des Unterrichts, wie ſie in Bel⸗ 
gien, England und den Vereinigten Staaten beſteht. 
In feinem Syſtem iſt weder von Fähigkeits-, noch 
von Sittlichkeits-Zeugniſſen, weder von Studien⸗ 
Certifikaten, noch von den akademiſchen Diplomen 
die Rede; es bleibt nichts übrig, als das indivi⸗ 
duelle Recht in der höchſten Potenz, ohne Bürg⸗ 
ſchaften, ohne Auſſicht und ohne Einmiſchung des 
Staats. 

Nach einigen Gegenbemerkungen des Grafen 
Portalis beantwortete Herr Villemain, Mi⸗ 
niſter des öffentlichen Unterrichts, die Rede des 
Grafen Montalembert; er behauptete namentlich, 


daß die Oppoſition, welche der Geſetz-Entwurf fin- 
det, von etwas ganz anderem ausgehe, als von 
dem Gedanken eines beſſeren Unterrichts und von 
der Lehrfreiheit im Allgemeinen. „Die Wahrheit 
von allem dieſem“, ſagte er, „iſt die Hoffnung, 
die Geſellſchaft Jeſu wieder an die Spitze der Euro⸗ 
päiſchen und abſolutiſtiſchen Geſellſchaft zu ſtellen, 
indem man die Jugend beſonderen Profeſſoren, nicht 
durch den Unterricht Aller, ſondern durch einen be⸗ 
ſonderen Unterricht anvertraut.“ Graf Monta- 
lembert: Ich habe dies nicht geſagt. Herr Vil⸗ 
lemain: Dies findet ſich in der Stelle einer Bro⸗ 
ſchüre des Herrn von Montalembert, worin es heißt: 
die Jugend müßte den religiöſen Congregationen 
und insbeſondere den Jeſuiten anvertraut werden. 
Daher muß die Regierung jede durch den Staat 
nicht erlaubte Congregation zurückweiſen. In dem 
Geſetz⸗Entwurf haben wir nicht alle Konkurrenz 
mit dem Klerus verhindern wollen; wir haben ganz 
im Gegentheil einen großen Antheil für die Biſchöfe, 
aber keinen für die Jeſuiten gelaſſen. 

Der Herzog von Montpenfier iſt von Algier in 
Marſeille angekommen und dort mit Auszeichnung 
empfangen worden; die Feſte drängten ſich; 400 
junge Leute aus den erſten Familien haben ihm im 
Hotel de l'Orient ihre Aufwartung gemacht; mit 
beſonderer Zufriedenheit wurde eine Aeußerung des 
jungen Prinzen vernommrn; er ſagte nämlich: der 
Krieg in Afrika werde bald zu Ende gehen; Mar⸗ 
ſeille möge ſich bereiten, Handels⸗ Unternehmungen 
und induſtrielle Pläne an ſeine Stelle treten zu 
laſſen. Der Prinz von Joinville iſt von ſeinem 
Ausfluge nach Breſt wieder in Paris eingetroffen. 

Großbritannien und Irland. 

London den 28. April. Die mitgetheilte Er⸗ 
klärung des Grafen Ripon, Präſidenten des In⸗ 
diſchen Kontroll-Amtes über die Abberufung des 
Lord Ellenborough von feinem Poſten als Genexal- 
Gouverneur von Oſtindien rief vorgeſtern bald zu 
Anfange der Sitzung des Oberhauſes eine Anfrage des 
Lord Normanby hervor, welcher die letzten Er⸗ 
oberungen in Indien im nächſten Monate zur 
Sprache zu bringen beabſichtigte, aber davon ab⸗ 
ſtehen wollte, wenn das ſo eben vernommene Ge⸗ 
rücht von der Abberufung des General-Gouverneurs 
Grund habe. Lord Ripon beſchränkte ſich darauf, 
kurz zu erwidern, daß der Hof der Direktoren der 
Oſtindiſchen Compagnie von der ihm geſetzlich zuſte⸗ 
henden Befugniß, jeden feiner Diener abzuſetzen, 
Gebrauch gemacht und den General-Gouverneur aus 
ſeiner Stellung entfernt habe. Auf die Frage, ob 
die Handlung der Direktoren die Billigung und 
Beſtätigung der Regierung habe, antwortete Lord 
Ripon verneinend. Lord Brougham konnte 
nicht umhin, ſeine Verwunderung darüber aus⸗ 
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zuſprechen, daß die Direktoren ohne Zuthun der 
Regierung den General-Gouverneur abſetzen könn⸗ 
ten; es ſei unbegreiflich, wie das Parlament ein 
Geſetz habe geben können, das eine Autorität den 
Direktoren beilege, und wie man daſſelbe jetzt noch 
fortbeſtehen laſſen könne, da doch jede ſonſtige Hand⸗ 
lung der Direktoren, ſogar jede ihrer Depeſchen, von 
dem Kontroll-Amte beſtätigt und unterzeichnet wer- 
den müßte. Die wichtigſte aller Maßregeln, von 
welcher die ganze Wohlfahrt der Indiſchen Beſitzun— 
gen abhänge, überlaſſe man den Direktoren. Et⸗ 
was ſo Abſurdes, ſo Widerſprechendes habe er in 
keiner Regierungs-Verfaſſung der Welt gefunden, 
und er müſſe glauben, daß bei der Abfaſſung des 
Geſetzes (1834) ein Verſehen ſtattgefunden habe, 
das dem Parlamente entgangen ſei. Der Marquis 
von Lansdowne widerſprach dem Lord, ohne 
ſich auf die Erörterung der Befugniß der Direktoren 
weiter einzulaſſen, und behauptete, daß das Par- 
lament dieſen Punkt ſehr ausführlich erörtert habe. 
Lord Brogham konnte indeß nicht überzeugt wer= 
den und blieb bei feiner Anſicht. Als Lord Nor— 
manby ihm brmerklich machte, daß der Hof der 
Direktoren eine der beiden Gewalten repräſentire, 
welche die Beſetzung der Aemter in Oſtindien vers 
fügen, antwortete er zurückweiſend, daß dies kei⸗ 
nesweges die Berechtigung in ſich ſchließe, die Be⸗ 
amten zu entſetzen, eben ſo wenig als der Beſchluß 
eines Hauſes hinreicht, ein Geſetz außer Kraſt zu 
ſetzen. Die weitere Erörterung ward hier abgebrochen. 

Das Haus vertagte ſich nach der zweiten Leſung 
der „Gutsherrn- und Pachter-Bill“, welche die An⸗ 
lage von Kapitalien der Letzteren auf die Landes- 
Kultur erleichtern ſoll. 


Vermiſchte Nachrichten. 
* r * 


Gneſen. — Bei dem am 30. April d. J. durch 
den Gneſener Renn-Verein veranſtalteten Rennen 
auf der hieſigen Bahn, hat ſich eine ſehr lehr leb— 
hafte Theilnahme Seitens der kleineren Grundbeſiz— 
zer kund gegeben. Dieſe ſehr erfreuliche Theilnah— 
me wurde durch die erheblichen Preiſe veranlaßt, 
welche der Renn- Verein für kleinere Grundbeſitzer 
ausgeſetzt hatte. Es wurde um folgende Preiſe ge— 
rannt: 1) Preis von 66 Thlr. 20 fgr. (400 Fl.) 
— Rennen für kleinere Grundbeſitzer mit Pferden 
im Großherzogthum Poſen geboren, wenn auch nicht 
eigene Zucht. Von dem obigen Preis erhält das 
zweite Pferd, wenn es nicht diſtancirt iſt, 16 Thlr. 
20 fgr. (100 Fl.). Zu dieſem Rennen hatten ſich 
18 Grundeigenthümer aus verſchiedenen Kreiſen ein— 
gefunden. — Es gewannen: der Wirth Wyczynski 
aus Winiary, Kreis Gneſen, 50 Thlr., der Wirth 
Mazurek aus Zdziechowo, Kr. Gneſen, 16 Thlr. 


20 fgr. — 2) Preis von 83 Thlr. 10 fgr. (500 
Fl.). Rennen für Grundbeſitzer mit Pferden eig⸗ 
ner Zucht, von den Eigenthümern oder deren Ans 
gehörigen geritten. — Wird das zweite Pferd nicht 
diſtancirt, ſo erhält daſſelbe von dem obigen Preiſe 
16 Thlr. 20 for. (100 Fl.) — Zu dieſem Rennen 
hatten ſich 23 Theilnehmer eingefunden. Sieger 
blieben: der Wirth Kniat aus Krerowo, Kr. Schro= 
da, und der Mühlenbeſitzer Muſtalkiewiez aus Wy⸗ 
latowo, Kreis Mogilno. Erſterer erhielt 66 Thlr. 
20 fgr. (400 Fl.), Letzterer 16 Thlr. 20 fgr. (100 
Fl.) — 3) Prämie: ein vollſtändiger Beſchlagwa⸗ 
gen, für einen Ackerwirth brauchbar. — Rennen 
für Pferde im Großherzogthum geboren, wenn auch 
nicht eigner Zucht. Hierzu hatten ſich 17 Grund- 
beſitzer eingefunden. Sieger blieb der Wirth Mal— 
czewski aus Zakrzewo, Kr. Gneſen. — 4) Rennen 
auf der Bahn mit Hinderniſſen, für Pferde im Be- 
ſitz von Grundbeſitzern und Pferde aller Länder. — 
Als Preis war ein Hengſt ausgeſetzt, der in einem 
vorher veranſtalteten Herren-Rennen Sieger geblie- 
ben, von dem Beſitzer dem Verein für 150 Thlr. 
(900 Fl.) überlaſſen werden mußte. Auf dieſem 
Wege war der Hengſt „Laurel“, nach Laura und 
Ewan, 4 Jahr alt, Prämie geworden. — Es hat⸗ 
ten ſich 12 Grundeigenthümer eingefunden, von 
welchen der Wirth Simon Mazurek aus Zdziechowo 
Kr. Gneſen, den Hengſt gewann. — Mit dieſem 
Rennen wurde noch eine Thierſchau verbunden, wo— 
bei dem Wirth Splitt aus Kozlowo, Kr. Mogilno, 
unter 10 Konkurrenten, ein Preis von 50 Thlr. 
(300 Fl.) für einen ſelbſt gezogenen Ajährigen Hengſt 
zugetheilt wurde. 

Dieſe gemeinnützlichen Rennen werden nicht ohne 
wohlthätige Folgen für die Pferdezucht der kleineren 
Grundbeſitzer im Großherzogthum bleiben und ver— 
dienen deshalb im weiteren Kreiſe bekannt zu werden. 

Poſen. — Am verfloſſenen Freitage ereignete 
ſich in dem 1 Meile von hier belegenen Dorfe Pie— 
trowo beim Graben eines Brunnens folgender bes 
dauerlicher Unfall: Ein Bauer, welcher nach Heim— 
gang des größten Theils ſeiner Mitarbeiter noch ei— 
nige Zeit ſich im tiefen Brunnen beſchäftigte, ward 
Abends von einſtürzendem Erdreich verſchüttet. An 
Hülfe war bei hereinbrechender Nacht um fo weni⸗ 
ger zu denken, als das immer loſer werdende Erd— 
reich den Helfenden ein gleiches Loos erwarten ließ; 
nur Winſeln und Hülferuf konnte man aus dem tie— 
ſen Schlunde, in welchem der Unglückliche zwiſchen 
den wahrſcheinlich vom Erdreich herabgedrängten 
hölzernen Käſten eingezwängt war, vernehmen. Im 
Laufe des folgenden Tages aber erſchien der Retter 
dieſes Unglücklichen in der Perſon eines herzhaften 
Deutſchen Maurers, welcher, eigene Lebensgefahr 
nicht achtend, hinunterkletterte, und mit Hülfe an⸗ 
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derer Menſchenfreunde ihn glücklich wieder ans Ta⸗ 
geslicht brachte. Er hatte eine Sandſchicht von 6 
Fuß Höhe wegzuſchaffen, um zu ihm zu gelangen. 

Auf dem Kirchhof des Pater la Chaiſe zu Paris 
fand man einen 24jährigen jungen Mann, ſchwer 
durch einen Piſtolenſchuß verletzt, neben einem fri⸗ 
ſchen Grabe. Man brachte ihn, nicht ohne Hoffnung 
auf Rettung, ins Hospital. Ein Brief in ſeiner 
Taſche ſagte, daß er ſich ſelbſt getödtet habe, weil 
es ihm eine Qual ſei, ſeine ſo eben beerdigte Braut 
zu überleben. 


re 

Aus Glogau iſt uns abermals ein Bericht über 
die Leiſtungen der Poſener Schauſpieler-Geſellſchaft 
und Über die ungetheilte Anerkennung, welche die: 
ſelbe beim dortigen Publikum findet, zugegangen. 
Das Haus iſt faſt immer gefüllt; Herr Direktor 
Vogt hat eine volle Kaſſe und der einzelne Schau: 
ſpieler trägt den hoͤchſten Lohn für fein irdiſches Wir⸗ 
ken, den Deifall der Zuſchauer, in reichem Maße da: 
von. Schauſpiel und Oper haben gleiche Gunſt 9 : 
funden, und namentlich ſind es die Novitaͤten: „Lu⸗ 
cia von Lammermoor“, „der Weltumſegler wider Wil 
len“ und Gutzkow's „Zopf und Schwert“, welche 
zu wiederholtenmalen ein brechend volles Haus ge: 
macht haben. Auch das Kinderballet des Hrn. Price 
erfreut ſich dort, wie uͤberall, eines ungetheilten Bei— 
falls. — Mit Gutzkow's hiſtoriſchem Luſtſpiel „Zopf 
und Schwert“, das lauter einheimiſche Verhaͤltniſſe, 
und namentlich hoͤchſt intereſſante Charakterzuͤge aus 
dem Leben und der Umgebung Königs Friedrich Wil; 
helms I. behandelt, und das noch uͤberall mit dem 
rauſchendſten Zr aufgenommen worden, gedenkt 
Hr. Direktor Wogt am Sonntage den 12. d. die 
Buͤhne in Poſen wieder zu eroͤffnen. Wir heißen 
ihn nach ſo langer Abweſenheit herzlich willkommen, 
und wuͤnſchen ihm auch hier eine gute Erndte. T. 


Wunſch. 

Ein Anhoͤrer der am Bußtage und vorgeſtern in 
der Garniſonkirche gehaltenen Predigten erlaubt ſich 
den Wunſch auszuſprechen, dieſelben durch den Druck 
dauernder erhalten zu ſehen, als das Gedaͤchniß ſie 
aufzubewahren vermag. 5 
BBB — 

Bekanntmachung. 

Im Laufe des Monats Mai cur. werden 
A. die hieſigen Bäcker: 1) eine Semmel von 8 
bis 18 Loth für 1 Sgr., 2) ein feines Roggenbrod 
von 32 bis 68 Pfund für 5 Sgr., 3) ein mittleres 
Roggenbrod von 4 bis 74 Pfund für 5 Sgr., 4) 
ein Schwarzbrod von 5 bis 10 Pfund für 5 Sgr. 
— B. die hieſigen Fleiſcher: 1) ein Pfund 
Rindfleiſch für 24 bis 4 Sgr., 2) ein Pfund Schwei⸗ 
nefleiſch für 3 bis 4 Sgr., 3) ein Pfund Kalbſleiſch 
für 3 bis 4 Sgr., 4) ein Pfund Schöpſenfleiſch 
für 3 bis 4 Sgr. verkaufen. 

Bei vorausgeſetzter gleich guter Beſchaffenheit verkau⸗ 
fen am billigſten: a) eine Semmel von 18 Loth für 1 
Sgr. der Bäcker Preißler, St. Adalbert 3.; b) ein 
feines Roggenbrod von 62 Pfd. für 5 Sgr. Derſel⸗ 
be; c) ein mittleres Roggenbrod von 71 Pfund für 5 
Sgr. der Bäcker Chwalkowski, Zawady 100; d) ein 
Schwarzbrod von 10 Pfd. für 5 Sgr. die Bäcker Preiß⸗ 
ler, St. Adalbert u. Winter, St. Martin No. 238. 


Uebrigens find die Verkaufspreiſe der einzelnen Ge⸗ 
werbtreibenden aus den diesſeits beſtätigten Taxen, 
welche in jedem Verkaufslokale ausgehängt ſeyn müſ⸗ 
en, zu erſehen, worauf das betheiligte Publikum 
hierdurch aufmerkſam gemacht wird. 

Poſen, den 29. April 1844. 

Der Polizei-Präſident v. Minutoli. 
— 
Bekanntmachung. 

Die zu dem Nachlaſſe der am 2ten April 1835 
hierſelbſt verſtorbenen Zuflina verwittweten Vet⸗ 
ter geborne Brandt gehörigen Effekten, aus Prä⸗ 
tioſen und Silbergeſchirr beſtehend, ſollen in dem 

am 28ſten Mai d. J. Vormittags um 8 Uhr 

vor dem Deputirten Depoſital-Rendanten Kurtz⸗ 
hals in unſerm Gerichts-Lokale anſtehenden Ter⸗ 
mine öffentlich verkauft und dem Meiſtbictendblei⸗ 
benden gegen Erlegung des Gebots ausgeantwortet 
werden, wozu wir Kaufluſtige hierdurch einladen. 

Poſen, am 22. April 1844. 

Königliches Land- und Stadtgericht. 

— — 2 — 
Edictal- Citation. 

Der am Iſten December 1828 verſtorbene Schif⸗ 


fer Johann Friedrich Erfurth hat in ſeinem 


Teſtamente zwei Töchter, Vornamens Dorothee 
Sophie und Eleonore, zu ſeinen Erben ernannt. 

Alle bisherigen Nachſorſchungen über den Aufent- 
halt dieſer Kinder ſind indeſſen fruchtlos geweſen und 
nur mit Wahrſcheinlichkeit iſt darnach anzunehmen, 
daß fie von dem Erfurth außer der Che mit einer 
unverehelichten Saffronska erzeugt worden und 
ſich in Plock aufgehalten haben ſollen. 

Auf den Antrag eines Schweſterkindes des gedach⸗ 
ten Schiffers Erfurth, des Schifferſohnes Au guſt 
Müller, welcher nächſt den Verſchollenen zur Erb⸗ 
ſchaft des Erfurth, welche ungefähr 400 Rthlr. be⸗ 
trägt, berufen ſeyn würde, werden daher die oben- 
genannten Töchter Dorothee Sophie und Eleo⸗ 
nore des Schiffers Johann Friedrich Erfurth, oder 
deren nächſte Erben, hiermit aufgefordert, ſich bei 
uns ſpäteſtens in dem auf 

den 28ſten Februar 1845 

tags 10 Uhr 
anberaumten Termine perſönlich oder ſchriftlich zu 
legitimiren, widrigenfalls beide Kinder für todt erklärt 
und der Auguſt Müller als alleiniger nächſter Erbe 
des gedachten Nachlaſſes erachtet werden wird. 

Fürſtenwalde, den 30. März 1844. 

Königliches Land- und Stadtgericht. 
— — ——— 

Aufforderung, 
verloren gegangene Verſicherungsſcheine betr. 

Die Policen No. 2743., 2745., 2747, 2749, 
2751., 2753., à 500 Thaler, und No. 2755. über 
300 Thaler der Lebens verſicherungs-Bank 
f. D. in Gotha vom 21ſten Auguſt 1830, auf das 
Leben des Herrn Geheimen Juſtiz- und Oberappel⸗ 
lationsgerichts-Rath George Alexander Boeck in 
Poſen lautend, find dem Verſicherten abhanden ge: 
kommen. 

Es ergeht daher an den allenfallſigen Inhaber 
diefer Scheine, fo wie an diejenigen, welche An⸗ 
ſprüche an dieſelben haben ſollten, hiermit die Auf⸗ 
forderung, ſolches der unterzeichneten Agentur oder 
der Bank unverzüglich und ſpäteſtens bis zum 
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18ten September d. J. 
anzuzeigen, widrigenfalls die Gültigkeit jener Scheine 
aufgehoben werden wird. 
Poſen, den 5. Mai 1844. 
Die Agentur der Gothaer Lebens verſiche⸗ 
rungs bank 
C. Müller & Comp. 


Dankſagung. 

Der Kerr Kreis-Wundarzt Laſchke zu Obrzycko 
hat die Operation eines veralteten und für meinen 
Geſundheitszuſtand höchſt gefährlich geweſenen Uebels 
ſeltener Art an dem edelſten Theile meines Körpers 
mit ſehr vieler Umſicht und einem höchſt glücklichen 
Erfolge bewirkt, ſo daß ich nach verhältnißmäßig 
ſehr kurzer Zeit vollſtändig wieder hergeſtellt bin und 
mich der beſten Geſundheit erfreue. Ich halte es da⸗ 
her für Pflicht, dem Herrn ꝛc. Laſchke hiermit öf⸗ 
fentlich meinen innigſten Dank abzuſtatten, indem 
ich zugleich bemerke, daß der gute Erfolg dieſes Un⸗ 
ternehmens von anderen Aerzten bezweifelt worden 
war, was dem Herrn ꝛc. Laſchke nur noch mehr zum 
Lobe und zum Beweiſe feiner wundärztlichen Ge⸗ 
ſchicklichkeit gereicht. 

Manaſſe Leib Karger, 
Propinations⸗Pächter zu Polajewo. 


Daguerreotypie. 

Lihtbilder- Portraits, ſowohl ſchwarz als 
auch kolorirt, einzelne Perſonen und Gruppen, 
von der Größe des Steines eines Siegelringes bis 
83 Zoll groß, werden von mir ſauber und billig 
angefertigt. 

Auch iſt ſtets bei mir eine große Auswahl ſelbſt 
angefertigter Papparbeiten, die mit ſaubern Sticke⸗ 
reien garnirt, vorräthig, welche ich zu den billigſten 
Preiſen offerire. 

Bernhard Filehne, Markt No. 72. 


Im Putzmachen geübte Demoiſelles können ſofort 
placirt werden bei Geſchw. Herrmann, 
Markt No. 53. 
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Waſſerſtr. 21. iſt eine möbl. Stube zu vermiethen. 
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Ein unweit des Haupt-Zollamts Skalmierzyce an 
der ſehr frequenten Straße von Breslau nach Kaliſch 
gelegener neu erbauter maſſiver Gaſthof nebſt mehr 
als ausreichenden Stallungen, iſt von St. Johanni 
d. J. ab auf drei Jahre zu verpachten, auch kann 
damit die Verpachtung einer firieten Brauerei ver: 
einigt werden. 

Hierauf Reflektirende werden erſucht, ſich perſoͤn⸗ 
lich oder in portofreien Briefen an den Kaufmann 
Herrn Wehlau in Oſtrowo zu wenden. 

Podkoce den Iften Mal 1844. 

; M. v. Drdega, Gutsbefiger: 


In Mro win . 
bei Samter ſtehen gegen 3000 Schafe von ſehr ver: 
edelter Race zum fofortigen Verkauf. 


— 
Diesjährige Ziegel ſind dau derraufen auf So: 
lacz⸗Mühle. Näheres beim Maurer ⸗Meiſter 
Schlarbaum in der Mühlſtraße, Ecke des Neu- 
ſtädter Marktes. 


Zur Allerletzten Vorſtellung im 
Cirque gymnase Equestre, 
unter det Direktion der HH. F. X. Wolff und J. 
Dupuis heute Dienſtag den 7. Mai, zum erſten⸗ 
und Letztenmale: 

Großes Kampf⸗Spiel im Ringen zwiſchen J. 
Dupuis und einem ſtarken Manne von Poſen, 
der aber nicht genannt ſeyn will. 


Großes Abendeſſen = 
am Donnerſtage den Iten d. im Güntherſchen Gar⸗ 
ten⸗Lokale, wozu ergebenſt einladet C. Schulze. 
— — ——— ͤ uwT—— 
Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld- Cours - Zettel. 
Den 3. Mai 1844. 


Staats- Schuldscheme 
Preuss. Engl. Obligat. 1830 
Präm.-Scheine d. Seehandlung . 


Kurm. u. Neum, Schuldversehr. 3 99 
Berliner Stadt-Obligationen .. 34 1004 [1004 
Danz. dito v. in l. — 1 88 12 
Westpreussische Pfandbriefe. 34 | — [1004 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 1104 | — 
dito dito dito 31 994 — 
Ostpreussische dito 3 — 11014 
Pommersche dito 31101 100 
Kur- u. Neumärkische dito 35 — 1 
Schlesische dito 35 1003 100 
Friedrichsd’or : 2.2.» 00.25» — 1.137751 13117 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 121 1157 
Discont o e — 3 4 
Actien, 
Berl. Potsd. Eisenbahn. N 5 167 1663 
dto. dto, Prior. Oblig, .;. 4 — [1034 
Magd. Leipz. Eisenbahn — 1 — 1194 
dto. .dto. Prior. Oblig, . : 4 | — 1034 
Berl, Auh, Eisenbahn ...... — — 1159 
dito. dito. Prior. Oblig.... 4 — 11033 
Düss. Elb. Eisenbahn ..,... 5 — | 954 
dto,. dto. Prior. Oblig,..... | 4 1 921 — 
Rhein, Eisenbahn 8 5 904893 
dto. dta. Prior. Oblig..... 4994 — 
dio. vom Staat garant... 34984 — 
Berlin-Frankfurter Eisenbahn . A 
dito, dito. Prior: Oblig. 4 1043 1037 
Ob. Schles. Eisenbahn . + + . : 4 — 125 
do do, do. Litt, B. v. eingez. — 1194 11 
Brl.-Stet. E. Lt. A, und 3. — 1331 132 
Magdeb-.Halberstädter Eisenb. 4 — 1193 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, 4 2 
dito. dito, Prior. Oblig. 4 1034 1 — 
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Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 


den 3. Mai 1844. 
(Der Scheffel Preuß.) 


nin 
e 
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. n 50 
Kartoffen-n unn 35 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 20 — 
Butter, das Faß zu 8 Pfd. 181.— 


